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Jedes Jahr verfassen Ärzte mehrere tausend Gutachten für die Unfall-, Invaliden- oder 
Krankenversicherer. Ohne medizinische Expertise könnten die Ansprüche im gesam-
ten Sozialversicherungsrecht heute nicht mehr beurteilt werden. In der jüngsten ju-
ristischen Lehre und Rechtsprechung werden vermehrt die Verfahrensrechte der zu 
begutachtenden Person in den Vordergrund gestellt, weshalb diese von den medizini-
schen Gutachtern unbedingt beachtet werden müssen, um ein rechtskonformes me-
dizinisches Gutachten erstellen zu können [1]. Dieser Beitrag gibt eine Übersicht über 
jene Verfahrensrechte der zu begutachtenden Person, die der Arzt während der medi-
zinischen Exploration auf jeden Fall berücksichtigen muss bzw. einräumen kann.

Anspruch auf einen unbefangenen und 
unabhängigen Gutachter

Gemäss Art. 29 Abs. 1 BV hat jede Person in Verfahren 
vor Gerichts- und Verwaltungsinstanzen Anspruch auf 
gleiche und gerechte Behandlung sowie auf Beurtei-
lung innert angemessener Frist. Aus dieser verfas-
sungsrechtlich verankerten Fairnessgarantie leitet sich 
ab, dass eine zu begutachtende Person im Sozialversiche-
rungsrecht einen Anspruch auf eine unabhängige und 
unbefangene Entscheidbehörde hat, sodass daraus folgt, 
dass ein Arzt als Sachverständiger innerhalb des Sozial-
versicherungsverfahrens aus persönlichen oder ande-
ren Befangenheitsgründen in den Ausstand zu treten 

hat und somit an der medizinischen Beweiserhebung 
nicht mehr mitwirken darf [2]. Dieser verfassungsrecht-
liche Anspruch ist für das gesamte Sozialversiche-
rungsverfahren in Art. 36 Abs. 1 ATSG bundesgesetz-
lich  konkretisiert worden. Nach dieser Gesetzesnorm 
haben Personen, die Entscheidungen über Rechte und 
Pflichten zu treffen oder vorzubereiten haben, in Aus-
stand zu treten, wenn sie in der Sache ein persönliches 
Interesse haben oder aus anderen Gründen in der Sache 
befangen sein könnten [3]. Zu den letztgenannten «an-
deren Gründen» im Sinne von Art. 36 Abs. 1 ATSG ge
hören insbesondere persönliche Beziehungen in Form 
von Feind- und Freundschaft, wirtschaftliche Interes-
sen oder gegenüber der zu begutachtenden Person ge-
machte Äusserungen herabwürdigender Art [4].
Bei externen Gutachterstellen wie den MEDAS gilt zu-
dem die Besonderheit, dass die zu begutachtende Per-
son den Gutachter nach Art. 44 ATSG aufgrund soge-
nannter triftiger Gründe ablehnen kann. Dies erlaubt 
einen medizinischen Experten aufgrund mangelnder 
medizinischer Fachausbildung (Bsp.: Fehlender Spe
zialarzttitel oder fehlende Fachausbildung als Neuro-
psychologe) abzulehnen [5].
Der Arzt hat sich vor der medizinischen Begutachtung 
also immer zu fragen, ob einer der beispielhaft ge-
nannten Ausstandsgründe bejaht werden kann oder 
nicht. Diese Aspekte haben selbstverständlich auch 
während der medizinischen Begutachtung und bei Er-
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stellung des Gutachtens zu gelten. Sofern diese Stan-
dards nicht mehr gewährleistet sein sollten, hat der 
Gutachter im Idealfall von sich selbst aus in den Aus-
stand zu treten. Andernfalls haben die Gerichte zu ent-
scheiden, ob der Arzt als Gutachter unabhängig agiert 
hat und das medizinische Gutachten als Beweismittel 
verwertbar ist oder nicht.

Beizug eines Dolmetschers

Oftmals hat zu einer medizinischen Begutachtung 
zur  Klärung von Leistungsansprüchen im Unfall-, 
Invalidenversicherungs- oder Krankenversicherungs-
recht ein Dolmetscher hinzugezogen zu werden, weil 
die zu begutachtende Person entweder gar nicht bzw. 
nur bedingt mit einer der schweizerischen Amtsspra-
chen vertraut ist. Grundsätzlich besteht keinerlei An-
spruch auf Durchführung einer medizinischen Explo-
ration in der Muttersprache der zu begutachtenden 
Person [6]. Die Rechtspraxis lässt es aber grundsätzlich 

in der Kompetenz des medizinischen Experten, inwie-
fern ein Dolmetscher zur medizinischen Begutach-
tung geeignet erscheint oder nicht. Dies bedeutet, 
dass der Arzt zu entscheiden hat, ob der Beizug eines 
Dolmetschers angebracht ist oder nicht [7]. Angehörige 
sollten vom Arzt nicht als Dolmetscher herangezogen 
werden, weil das Bundesgericht davon ausgeht, dass 

diese aufgrund mangelnder Distanz zum Exploranden 
und des Zwanges zu «familienrollenkonformem» Ver-
haltens als ungeeignet erscheinen. [8].
Eine bedeutende Ausnahme von dieser Praxis lässt die 
Rechtsprechung bei psychiatrischen Untersuchungen 
gelten. Aus Sicht der Rechtsprechung ist bei psychiatri-
schen Untersuchungen ein Dolmetscher beizuziehen, 
sofern sprachliche Schwierigkeiten bestehen und das 
Gespräch nicht in der Muttersprache des Exploranden 
bzw. der Explorandin geführt werden kann [9]. Die 
Gerichte anerkennen hier, dass bei psychiatrischen 
Untersuchungsgesprächen eine bestmögliche Verstän-
digung notwendig ist. Dies umfasst auch die Sponta
neität, den Tonfall und die nonverbalen Äusserungen 
in Form von Mimik und Gestik, mit denen sich der 
Explorand bei einer psychiatrischen Untersuchung 
ausdrückt [10]. Eine weitere Ausnahme besteht bei 
Begutachtungen im Zusammenhang mit externen 
Gutachterstellen wie den MEDAS. Hier besteht ein 
Anspruch für die zu begutachtende Person, dass die 
Exploration in einer ihr verständlichen schweizeri-
schen Amtssprache stattfindet [11].
Dem Arzt als medizinischem Gutachter obliegt somit 
eine grosse Verantwortung, da es zu seinen Kompeten-
zen gehört, ob zu einer Exploration der Beizug eines 
Dolmetschers notwendig erscheint oder nicht. 

Beizug von Angehörigen und anderen 
Personen

Eine ähnlich weitreichende Kompetenz besteht für den 
Arzt bei der Frage, ob es statthaft ist, dass Angehörige 

Angehörige sollten vom Arzt nicht als 
Dolmetscher herangezogen werden. 

�Wenn Ärzte Gutachten für die Unfall-, Invaliden- oder Krankenversicherer erstellen, müssen sie die Verfahrensrechte der zu 

begutachtenden Person unbedingt beachten.
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der zu begutachtenden Person oder Personen aus ihrem 
Vertrauenskreis (Bsp.: Rechtsvertreter oder -berater) an 
der Untersuchung teilnehmen dürfen oder nicht.

Bezüglich der Frage, ob Angehörige die zu begutach-
tende Person zu der Exploration begleiten dürfen, hält 
die Rechtsprechung fest, dass hierzu grundsätzlich 
kein Anspruch besteht. Allerdings obliegt es der letzt-
endlichen Kompetenz des Arztes, ob Angehörige zur 
Exploration zugelassen werden oder nicht. Entschei-
dend ist hier also, ob der Arzt dies als notwendig erach-
tet oder nicht [12]. Hinsichtlich der Frage, ob sich die zu 
begutachtende Person während der Begutachtung ver-
beiständen lassen kann, vertritt die Rechtsprechung 
eine härtere Linie, weil hierzu grundsätzlich kein An-
spruch besteht. Aus Sicht der Rechtsprechung soll der 
Arzt deshalb keinen Rechtsvertreter zur medizini-
schen Begutachtung hinzuziehen, weil so die Interak-
tion zwischen Experten und Explorand gestört werden 
kann. Anders zu entscheiden würde nach dem Bundes-
gericht bedeuten, dass die Rahmenbedingungen für 
eine ordnungsgemässe und wissenschaftliche Begut-
achtung nicht mehr gewährleistet sein können [13].

Fazit

Vor und während der medizinischen Exploration hat 
der Arzt als medizinischer Sachverständiger im So
zialversicherungsrecht einige Verfahrensrechte der zu 

begutachtenden Person zur Kenntnis zu nehmen. Be-
treffend des Anspruchs des Exploranden auf eine un
abhängige und unbefangene Begutachtung hat sich 
der Arzt selbst und frühzeitig zu fragen, ob er diesen 
Anspruch gewährleisten kann oder nicht. In Zweifels-
fällen sollte er auf jeden Fall von sich aus in den Aus-
stand treten. Hinsichtlich des Anspruchs des Exploran-
den auf Beizug eines Dolmetschers oder Angehörigen 
zur Begutachtung hat sich der Arzt bewusst zu werden, 
dass ihm hier eine hohe Entscheidkompetenz zu-
kommt. 
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Es obliegt der letztendlichen Kompetenz des 
Arztes, ob Angehörige zur Exploration zugelas-
sen werden oder nicht. 
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